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Stellungnahme zur Vernehmlassung Einführungsgesetz Pflegeausbildung (EG BGFAP) 

 

 

Sehr geehrter Herr Regierungsrat Jourdan 

Sehr geehrte Frau Marty 

 

Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Die EVP Baselland macht davon gerne Gebrauch. 

Die EVP befürwortet die Vorlage: Es ist entscheidend, dass der Bund und die Kantone in diesem für unsere 

Bevölkerung sehr wichtigen Themenbereich optimal miteinander zusammenarbeiten bzw. dass der Bund 

sich finanziell massgeblich an den Ausbildungskosten beteiligt. Mit dem vorliegenden kantonalen Gesetz 

wird die Basis gelegt in Baselland für diese dringend nötige «Ausbildungsoffensive» im Pflegebereich. 

Wir erachten es als richtig und begrüssen sehr, dass in den Kantonen Basel-Land und -Stadt auch die FAGE 

bewusst einbezogen werden sollen. Die enge bikantonale Abstimmung mit Basel-Stadt in der Umsetzung 

wird unsererseits sehr begrüsst bzw. als unerlässlich erachtet. Die Möglichkeit für Ausnahmen bei der 

Rückerstattungspraxis gemäss § 14 Absatz 3 erscheint uns richtig in diesem komplexen Themengebilde. Im 

Sinne der Stellungnahme des VBLG vom 18.12.2023 fänden wir es sinnvoll, wenn das Zusammenwirken 

zwischen § 6 «Ersatzzahlung» und § 7 «Kompensationszahlung» nochmals eingehend geprüft wird. Bei der 

Ersatzzahlung sollte überdies sichergestellt werden, dass diese nicht indirekt über Subventionen/Beiträge 

des Kantons bezahlt werden. 

Sodann muss dem Thema Arbeitsbedingungen in der zweiten Etappe Rechnung getragen werden. Wie 

kann man die «richtigen» Personen finden, welche die Ausbildung machen, wie kann man die Arbeitsplätze 

attraktiver gestalten, sodass die Ausgebildeten dort auch über längere Zeit bleiben? Hier erachten wir pri-

mär die Leistungserbringer - und nicht die öffentliche Hand – in der Pflicht. Ebenfalls wichtig erscheint uns 

der Einbezug der Personalvertretung. Deren Erkenntnisse und Informationen seitens der Mitarbeitenden 

müssen mitberücksichtigt werden. 
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Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme.  

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


